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BeklagteundRevisiohsbeklagte‚f'"

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne
mündliche Verhandlung am 5. Juni 4975 in Berlin

durch den Vorsitzenden Richter Dr. B r 5 c k e ,
‚die Richter Dr. w i t.t e und Dr. G a % e—l

sowie die ehrenamtlichen Richter '
‚_

‚Dr. Fir i t z e m e y e r ' und Wo l f f ’
>für Recht erkannt: _‚_

Auf die Revisibn des Klägers werden das Urteil
des Bayerischen Landessozialgefichts vom ‘
7. Dezember 4972, das Urteil des Sozialgerichts

Mün0hen vom 25. September 4970 und der Bescheid

vom 5. April 1970 in der Gestalt dee Wider5pruchs»

beSCheides vom 50. Juni 1970 aufgehobene

Die Beklagte wird verurteilt, demKläger Arbeits—
losengeld auch für die Zeit vom 9. Februar 4970

bis 47 März 1970 zu zahlen. ‘- —
Die Beklagte hat dem Kläger die

Kosten
des Rechts—

stréits zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten darüber, ob dem Kläger das

Arbeitslosengeld im Anschluß an eine Zeit des Kranken—

geldbezuges auch ohne erneute Antragsstellung weiter-

zuzahlen ist. '

Der Kläger (geboren 1954) ist von Beruf Bliesenleger.

Im Januar 1970 wurde er arbeitslos. Die Beklagte be-
willigte ihm Arbeitslosengeld für 78 Woc■entage ab

20. Januar 4970. Am 27. Januar 1970 wurde der Kläger

arbeitsunfähig krank und bezog Krankengeld. Hiervon

erhielt das Arbeitsamt am 5. Februar 1970 durch die

Allgemeine Ortskrankenkasse Pfarrkirchen Kenntnis. Die

Leistungen wurden daraufhin eingestellt. Die Beklagte

hat behauptet, daß dem Kläger ein Entziehungsbescheid

mit Datum vom 15. Februar 1970 übersandt worden sei.

Der Kläger hat jedoch bestritten, einen solchen Be—

scheid erhalten zu haben. *

Vom 8. Februar 1970 an war der Kläger wieder arbeits—

fähig. Bei dem Arbeitsamt meldete er sich erst wieder

am 18. März 1970 mit der Bitte um Fortzahlung des

Arbeitslosengeldes. Dem Antrag wurde für die Zeit ab

18. März 1970 entsprochen. Leistungen für die Zeit

zwischen Ende der Krankengeldzahlung und der erneuten

Antragstellung wurden jedoch abgelehnt (Bescheid vom
5. April 1970, Wider3pruchsbescheid vom 50. Juni 1970).

Die Bescheide sind darauf gestützt, daß der Kläger erst

ab Antragstellung Arbeitslosengeld erhalten könne, weil

es ihm zuvor durch Bescheid vom 15. Februar 1970 ent-

zogen worden sei (5 151 Abs. 2 des Arbeitsföräerungs-

gesetzes -AFG—). ' ‘
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Klage und Berufung blieben ohne Erfolg (Urteil des Sozial—„

,gerichte —SG—München vom 25. September 1970, Urteil des

Bayerischen Landessoz1alger1chts —LSG- vom 7 Dezember '
1972) Das BSG ist davon ausgegangen, daß der Bescheid über

die Bewilligung des Arbeitslosengeldes nicht aufgehoben *

werden sei, weil dem Kläger der Zugang des Entziehungsbe;7

scheides vom 15. Februar 1970 nicht nachzuxzeisen sei. Das
_Arbeitslosengeld sei deshalb nach Beendigung der Krankheit,-

also ab 8. Februar 1970, solange weiterzuzahlen gewosen,‘-■
als die Bewilligung nicht aufgehoben werden sei. Eine sol—_

che Aufhebung liege erst in dem angefochtenen Bescheid vomvb

3. April 1970?“Diese”■ufhebung*€rstréckewsib■wäüfwdie'Zäi%“

ab 8. Februar 1970. Sie sei rechtmäßig. Zu den Voraussetzune

gen für den Bezug von
Arbeitslosengeld gehöre u.a. auch,

daß der Arbeitslose verfügbar sei (@ 105 Abs. 1 Satz 1 AFG).

Hieran fehle es. Aus der Tatsache, daß der Kläger den Ar— ‘

beitsamt nahezu 6 Wochen lang verschwiegen habe, daß er
wieder arbeitsfähig sei, könne geschlossen_werden, daß er
während dieser Zeit nicht bereit gewesen sei, jede zumut—

bare Beschäftigung anzunehmen und auszuüben.

Mit der —
zugelassenen

— Revision rügt der Klager der
Bescheid

vom 15. Februar 1970, mit dem das ArbeitSlos
en—

geld_entzogen werden sei, sei inhaltlich unklar. Die Bee

klagte habe ferner nicht geprüft, ob der Kläger auch krank

‚im Sinne des @ 105 AFG gewesen sei. Schließlich rügt der

Kläger, das LSG habe nicht die Frage geprüft, ob er den

Bescheid vom 15. Februar 1970 überhaupt erhalten habe.

„Der Kläger beantragt,

das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom'
"7. Dezember 1972, das Urteil des Soz1alger1ehts .uncnen

vom 25. September 1970 sowie den Bescheid der Beklagten

vom 5. April 1970 und den Widerspruchsbescheid vom

- 4 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 _

50. Juni 4970auf’zuhebenunddie Beklagtezu ver-
urteilen‚ ihm auch für die Zeit vom 9‚ Februar 4970

bis 47° März 4970 Arbeitslosengeld zu gewähren.

Die Beklagte beantragt‚
die Revisi0n zurückzuweisen.

Sie bezieht sich im wesentlichen auf das angefochtene

Urteil. Darüber hinaus weist sie darauf hin, daß der

Kläger ihrer Auffassung nach auch nach 5 448 Abs. 4 AFG
verpflichtet gewesen sei, das Ende seiner Erkrankung

dem Arbeitsamt anzuzeigen.

Beide Beteiligten haben sich damit einverstanden erklärt,

daß durch Urteil ohne mündliche Verhandlung entschieden

wird (& 424 Abs° 2 Sozialgerichtsgesetz -SGG-).

II

Die Revision ist durch Zulassung statthaft und in der

rechten Form und Frist eingelegt werden. Sie ist auch

begründet. '

Der angefochtene Bescheid vom 5. April 4970 in der Ge—
stalt des Widerspruchsbescheides vom 50. Juni 4970 ist
rechtsfehlerhaft und deshalb aufzuheben. Er kann nicht

— wie das LSG meint — durch Umdeutung in einen Ent—

ziehungsbescheid aufrechterhalten werden.

Der angefochtene Bescheid ist darauf gestützt, daß die

Beklagte dem Kläger mit Bescheid vom 45. Februar 4970
das Arbeitslosengeld entzogen habe und folglich nach
S 454 Abs. 2 AFG Leistungen erst wieder nach erneuter
Antragstellung gewährt werden konnten. Dieser Begrün—

dung ist durch die Feststellung des LSG, daß eine Ent—

..5-
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ziehung wegen der Erkrankung nieht nachzuweisen sei, der
Boden entzogen werden. Das LSG hat aus seinen Feststel-

lungen die rechtlich zutreffende Folgerungiéesogen„daß
‚es für die Weiterzahlung des bereits mit Bescheid vom

29. Januar 1970 bewilligtenIArbeitslosengeldes nach Ablauf

der Krankengeldzahlung keines erneuten Antrages bedurfte.i

Dies hat auch der Senat bereits entschieden (3863 24, 286).
Beim Zusammentreffen von Krankengeld und Arbeitslosengeld_

tritt nach @77 des Gesetzes über ArbeitSvermittlung und

Arbeitslosenversicherung —AVAVG-(gemäß 5 242 Abs. 54 AFG*

noch bis 50. Juni 1970 in Kraft und deshalb auf diesen -
Fall anzuwenden) ein Ruben deseärbeitslesengeldnnsgruchs

-
ein. Das bedeutet, daß lediglich die Zahlung vorübergehend
ausgeset2t wird, das Stammrecht aber nibht betroffen ist.'

Hieraus ergibt sich, daß der Anspruch nach Wegfall des V
Ruhenstatbestandes in vollem Umfang und ohne weiteres wie—

der auflebt (vgl. dazu auch BSGvom45. Oktober 1959
— 11/10 RV 141/57 -). Dies ist dann anders, wenn die Be—

klagte von der ihr gegebenenfalls zustehenden Möglichkeit
Gebrauch macht, den Anspruch auf Arbeitslosengeld zu ent“

ziehen (% 151 Abs. 1 AFG). Nacht die Beklagte
von ihrem .3‘

Recht, den Anspruch zu entziehen, keinen Gebrauch, so
bleibt der Anspruch bestehen.

‚Der somit fehlerhafte Bescheid der Beklagten vom 5. April

1970 könnte nur dann Bestand haben, wenn er durch des '

Nachschieben anderer Gründe gerechtfertigt werden könnte.f

Das ist.jedoch nicht der Fall. Das Nachschieben von Grüne"

den ist nach ständiger RechtsPrechung des Bundessozial- *

gerichts {BSG} nur Zulässig, wenn der Verwaltungsekt das

durch in seinem Wesennicht verändert wird und die RechtSé
verteidigung des Betroffenen nicht beeinträchtigt wird'91

(vgl. seen 5, 216; ?, 264;'9, 255; 10, 244; 11, 259; 45'
257; 14, 47; 15, 21; 16,>255; 47, 85; 29, 152; 29, 224),
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Das heißt anders ausgedrückt, daß ein Nachschieben zu- ‘

lässig ist, wenn der Verwaltungsakt nach Voraussetzungen,

Inhalt und Wirkung kein wesentlich anderer wird (BSGE 45,

257; 45, 24)° Diese Annahme ist nur dann gerechtfertigt,

wenn für dieselbe Aussage lediglich verschiedene Gründe

angeführt werden und diese Gründe auch für die Rechts—

stellung des Klägers keine unterschiedliche Bedeutung

haben (BSGE 44, 47).

Diese Grundsätze schließen es aus, den eblehnenden Be-

scheid vom 5. April 4970 in einen Entziehungsbeseheid

umzudeuten. Ein ablehnender Bescheid, wie der vom 5.April

4970 und ein Entziehungsbescheid unterscheiden sich

wesentlich in ihrer formellen Bedeutung. Der ablehnende

Bescheid stellt lediglich fest, daß ein Anspruch nicht

besteht. Der Entziehungsbescheid verändert demgegenüber

die Rechtsstellung des Klägers, indem er einen bereits ‘

bindend gewordenen Verwaltungsakt aufhebt. Wie oben

schon dargelegt wurde, entfällt ein bindend festge-

stellter An8pruch auf Arbeitslosengeld nach % 454 Abs„4
AFG nicht von selbst bei Wegfall einer Leistungsvoraus-
setzung;

es bedarf hierzu stets zusätzlich einer Ent—

scheidung der Verwaltung, die den Bewilligungsbescheid

aufhebt. Eine solche Entscheidung setzt einen auf Auf—

hebung gerichteten Willen und einen entsprechenden Aus—

spruch voraus. Da der angefochtene Bescheid aber in.

seinem Tenor die Leistung lediglich versagt, müßte eine
Umdéutung des Tenors erwogen werden. Diese ließe sich

aber wiederum nur rechtfertigen, wenn aus den Gründen

oder sonstigen Umständen der Wille der Verwaltung zur
Aufhebung des Bewilligungsbescheides erkennbar wäre.
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Aus dem Bescheid vom 5. April 4970, der aüsspricht, daß
-ein.Anspruch wegen eines vorangegangenen Entziehungsbe—

scheides nicht bestehe, ist ein solcher Wille aber nicht
_

abzuleseh, weil gerade davon ausgegangen wird, daß es einer

Entziehung nicht bedürfe, weil für die streitige Zeit einf

neuer Antrag erforderlich sei.

Diesem formellen Unterschied entspricht hier auch eine

wesentliche inhaltliche Verschiedenheit. Die Ablehnung

beruht auf anderen rechtlichen Voraussetzungen als die

Entziehung° Für den angefochtenen Bescheid war Rechts-

grundlage % 154 Abs. 2 AFG. Tatbestandlich ist für die

Erfüllung dieser Vorschrift nur bedeutsam; 5t”d£é ieiétung

vorher entzogen werden ist. Die Beklagte hatte also ledig—

lich zu prüfen, ob ein Entziehungsbescheid vorlag —was ”"

sie behauptete
-,

nicht jedoch die einzelnen materiellen

Voraussetzungen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld für
„die streitige Zeit nach dem Ende der Erkrankung. Ein Ent—

ziehungsbescheid müßte sich hingegen auf 5 454 Abs. 1 AFG.
Stützen. In diesem Rahmen wäre zu prüfen gewesen, ob eine“

der materiellen Voraussetzungen des Anspruchs auf Arbeitsé

losengeld weggefallen ist, und zwar nicht für die Zeit des

Krankengeldbezuges, auf den sich der im Rahmen des 5 151
Abs. 2 AFG bedeutsame (angebliche) Entziehungsbescheid ’

vom 15„ Februar 4970 bezog, sondern für den streitigen

Zeitraum nach dem Ende der Erkrankung.

' Durch diese nach Form und Inhalt gleichermaßen bestehende,
Verschiedenheit zwischen dem angefochtenen Ablehnungsbe-’

scheid und einem Entziehungsbescheid wird das Nach- '

schieben von Entziehungsgründen im vorliegenden Fall
ausgeschlossen.
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Letztlich besteht für eine Umdeutung des ablehnenden

Bescheides in einen Entziehungsbescheid auch keine

praktische Notwendigkéit. Die Beklagte hatte es in

der Hand, vorsorglich das Arbeitslosengeld für die

Zeit vom 9° Februar 1970 bis 17. März 1970 erneut

zu entziehen, als der Kläger bestritt, den Bescheid

vom 13. Februar 1970 erhalten zu haben.

Für die Prüfung der einzelnen materiellen Voraus-

setzungen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld für die
Zeit vom 9° Februar 1970 bis 17. März 1970 besteht

danach keine Veranlassung mehr,'Wéil°dér"Bewilligungsé

bescheid vom29° Januar 1970 die Rechtsgrundlage für
die Zahlung von Arbeitslosengeld bildet, solange und

soweit die Leistungen nicht entzogen worden sind° Es

sei jedoch darauf hingewiesen, daß der Anspruch für

die streitige Zeit nicht ohne weiteres wegen Ver—

säumung der Meldepflicht entzogen werden konnte. Denn

nach 3 152 AFG bestand für den Kläger keine Pflicht,

sich nach dem Ende der Erkrankung zu melden. Auch

3 148 AFG ist hier nicht anwendbar°

Die Entscheidung der Vorinstanzen und die Bescheide
der Beklagten sind deshalb aufzuheben. Die Beklagte

ist zu verurteilen, dem Kläger Arbeitslosengeld für

die Zeit vom 9° Februar 1970 bis 17. März 1970 zu
zahlen°
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Die Kostenentscheidung beruht ai1f @495 SGG.
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